
1 
 

 

 

Zur 6. Sitzungsperiode des Landtages standen wieder zahlreiche Themen auf der Tagesordnung, 
über die am 27. und 28. Januar debattiert und abgestimmt wurde.  

#vereidigt 

Neu gewählte Richterinnen und Richter des Landesverfassungsgerichtes vereidigt 

Im Dezember 2021 hatte der Landtag von Sachsen-Anhalt die neuen Mitglieder des 
Landesverfassungsgerichtes und deren Vertreterinnen und Vertreter gewählt. Mit der Vereidigung 
kann das höchste Rechtssprechungsorgan des Landes in neuer Zusammensetzung seine Arbeit 
aufnehmen. Präsident des Landesverfassungsgerichtes ist Dr. Uwe Wegehaupt. Wir freuen uns, 
dass aus den Reihen der Partei DIE LINKE Dr. Detlef Eckert aus Halberstadt erneut ins Amt gewählt 
wurde. Als Vertreterin wurde Dr. Birke Bull-Bischoff aus Halle gewählt. Wir gratulieren ganz 
herzlich und wünschen eine erfolgreiche Arbeit. 

#aktuell debattiert 

Verbraucherpreise, Energieversorgung, internationale Politik 

Gleich zwei aktuelle Debatten sowie weitere Anträge befassten sich mit dem Thema Energie.  

Die Explosion der Energiepreise und ihre sozialen Auswirkungen auf Verbraucherinnen und 
Verbraucher rückte die Fraktion DIE LINKE als einzige Fraktion in den Mittelpunkt der Debatten. 
Dabei hatten wir bereits mit unserem Antrag im November prognostiziert, dass es zu Jahresbeginn 
zu einem neuerlichen Anstieg der Energiepreise kommen würde.  

„Für viele Familien mit geringem Einkommen sind die Preissteigerungen überhaupt nicht mehr 
bezahlbar. Hier wird Energie zum Luxusgut, das sich nur noch Gutverdienende leisten können, 
während immer mehr Menschen im Kalten sitzen müssen“, schilderte die Sprecherin für Energie und 
Verbraucherschutz Kerstin Eisenreich die Situation vieler Menschen und forderte daher im Namen 
der Fraktion DIE LINKE soziale Garantien des Sozialstaates! „Andere Länder, wie Frankreich, 
Spanien, Italien, Tschechien haben bereits seit Oktober Maßnahmen zur Entlastung der 
Verbraucher*innen umgesetzt bzw. angekündigt. Aber Deutschland kommt weder auf Bundes- noch 
Landesebene aus dem Knick und lässt die Menschen im Stich.“ Verschiedene Maßnahmen müssen 
kurz- und langfristig umgesetzt werden. DIE LINKE fordert eine direkte Zahlung von 200 Euro pro 
Person in einkommensschwachen Haushalten kurzfristig als notwendiges Minimum. Mittelfristig 
müssten die Sozialleistungen erhöht werden. Eisenreich kritisierte: „Die Erhöhung des Satzes für 
Bezieher*innen von Leistungen nach SGBII um 3 Euro hat doch keinerlei entlastenden Effekt. Sie 
ist verantwortungslos.“ Der Maßnahmenkatalog ist umfangreich - vollständige Übernahme der 
tatsächlichen Heiz- und Stromkosten für Sozialleistungsbezieher*innen, Steuersenkungen, z.B. bei 
der Stromsteuer, Verbot von Strom- und Gassperren, Deckelung des Strompreises, Abbau fossiler 
Subventionen, Reduzierung der Ausnahmeregelungen für stromintensive Unternehmen usw. Die 
sozialen Folgen hoher Energiepreise und Sicherstellung der gesellschaftlichen Teilhabe müssen 
dringend abgefedert werden. „Es gibt zahlreiche Stellschrauben, um die Menschen finanziell zu 
entlasten. Nur muss daran auch endlich gedreht werden“, forderte Eisenreich die Landesregierung 
zum Handeln auf.  

Weitere Tagesordnungspunkte befassten sich mit Sanktionen gegen Russland, der Inbetriebnahme 
von Nord Stream 2 und der Stromnetzstabilität mit sehr unterschiedlichen Bewertungen durch die 
einzelnen Fraktionen. 

+ + + Landtagsticker + + + 
Ausgewähltes aus der Landtagssitzung vom 27. und 28.01.2022 
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#Menschenrechte 

Humanitäre Katastrophe - Schutzsuchende von der polnisch-belarussischen Grenze 
evakuieren 

„An der polnisch-belarussischen Grenze spielt sich eine humanitäre Katastrophe ab. Bei 
Temperaturen unter dem Gefrierpunkt sitzen Schutzsuchende seit Wochen in den Wäldern und 
Sümpfen entlang der Grenze fest – ohne Zugang zu Nahrung, Wasser oder medizinischer 
Versorgung. Journalist*innen, Menschenrechtsorganisationen und Hilfsorganisationen werden von 
der Grenze verbannt. Die polnische Regierung hat das Grenzgebiet zur Sperrzone erklärt, behauptet 
eine Notlage und hat sich so einen rechtsfreien Raum unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
geschaffen. Diese Notlage ist die politische Erzählung der Rechten und dient als Legitimation für die 
Aussetzung von Menschenrechten, EU-Recht und Pressefreiheit,“ sagte die Sprecherin für 
Flüchtlingspolitik Henriette Quade bei der Einbringung des Antrages der Linksfraktion. Diese 
Einschätzung beruht auf ihren persönlichen Erlebnissen vor Ort an der polnisch-belarussischen 
Grenze, die sie gemeinsam mit weiteren Landtags- Bundestags- und Europaabgeordneten der 
Linken bei einer kürzlichen Reise in die Grenzregion erfahren hatte. 

„Mindestens 21 Menschen sind bisher in diesem Grenzgebiet gestorben, darunter auch Kinder. In 
der EU wird systematisch Recht gebrochen, finden schwere Menschenrechtsverletzungen statt und 
ist es illegal Menschen vor dem Erfrieren im Wald zu retten,“ sagte Quade weiter. Dabei kämen die 
Schutzsuchenden kommen aus Kriegs- und Krisengebieten wie Irak, Syrien, Afghanistan, dem 
Jemen oder dem Iran und hätten nach europäischem Asylrecht Aussichten auf einen Schutzstatuts 
und selbst wenn das nicht so wäre, hätten sie das Recht auf ein faires Verfahren und die Prüfung 
ihres Falls. Deshalb fordert die Linksfraktion konkret, dass die Menschen so schnell wie möglich 
evakuiert werden und in der EU ein rechtsstaatliches Asylverfahren bekommen. Sie forderte ein 
Landesaufnahmeprogramm, den Stopp illegaler Push-Backs, die Schließung der Haftlager für 
Asylsuchende, die Wahrung der Menschenrechte und ein Ende der systematischen 
Rechtverletzungen. Es dürften keine Menschen mehr nach Polen abgeschoben oder rücküberstellt 
werden. 

Der Antrag wurde abgelehnt. 

#Pandemie und junge Menschen 

Mentale Gesundheit junger Erwachsener 

In einer von der FDP beantragten Aktuellen Debatte ging es um die Folgen der Corona-Pandemie 
auf das Leben junger Menschen, die nach Auffassung der antragstellenden Fraktion in der 
öffentlichen Debatte häufig außer Acht gelassen würde. Damit sei eine ganze Generation gefährdet, 
nicht nur schwer psychisch zu erkranken, sondern auch als ein wichtiger Teil unserer Gesellschaft 
wegzubrechen. 

Die gesundheitspolitische Sprecherin Nicole Anger betonte in ihrem Debattenbeitrag: „Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene haben sich seit Beginn der Pandemie solidarisch und 
verständnisvoll gezeigt. […] Wir müssen bei jungen Menschen, egal ob sie studieren, oder sich in 
einer Ausbildung befinden, wie die FDP hier eng fokussiert, oder bei den Jüngeren in Kita und Schule 
genau hingucken.“ Die Copsy-Studie weise darauf hin, dass es durch die Pandemie zu einer 
Zunahme von spezifischen Sorgen, Zukunftsängsten oder Unsicherheit gekommen sei. Fehlende 
Kontakte zu Kommiliton*innen, kein studentisches Leben, Verlust des Minijobs, Einsamkeit und 
Existenzangst treiben die jungen Menschen um. Doch nicht allein die Pandemie sei verantwortlich 
für die belastende Situation der jungen Erwachsenen. Sondern die Grundverantwortung trägt ein 
System, welches nur auf Leistungsdruck fokussiert ist, Freiräume einschränkt und Stärkung der 
Kompetenzen unterbindet. Bildung darf nicht der Verwertungslogik unterliegen. Ein auf Leistung und 
Ökonomisierung ausgerichtetes System ist für einen Teil junger Menschen eine erhebliche 
Belastung. Unsere Anträge zum Corona-Sondervermögen, die zu Gunsten der jungen Menschen 
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gingen, wurden abgelehnt. Die jungen Menschen im Land sind junge Menschen und kein 
Humankapital.“ 

#Pandemie und Beteiligung 

Solidarisch aus der Pandemie 

Die Welt und Sachsen-Anhalt leben nunmehr seit fast zwei Jahren mit der Pandemie. Die Folgen 
sind noch immer nicht in Gänze absehbar. Erste Studien liegen hierzu vor. Aller-dings wird nicht nur 
durch das stetig zunehmende und sich am rechten Rand radikalisierende Versammlungsgeschehen 
deutlich, dass die Akzeptanz der Maßnahmen und auch demokratischer Prozesse abnimmt. Umso 
größer ist die Bedeutung von für Menschen schlüssigen, nachvollziehbaren und gerechten 
politischen Maßnahmen. „Entscheidende Bedeutung für die Akzeptanz der 
Beschränkungsmaßnahmen, zu denen wir als Opposition grundsätzlich stehen, ist die Transparenz 
der Entscheidungen und eine Einbindung von Wissenschaftlerinnen, von Expertinnen, aber eben 
auch von Expertinnen in eigener Sache, nämlich Bürgerinnen und Bürgern des Landes Sachsen-
Anhalt“, sagte die Fraktionsvorsitzende Eva von Angern. Deshalb fordern wir mit unserem Antrag 
die Einberufung eines Pandemierates, der die kurz- wie langfristigen Folgen der Pandemie für die 
Menschen in Sachsen-Anhalt analysieren, Maßnahmen dagegen entwickeln und auch 
Präventionsstrategien entwickeln. Denn immer mehr Menschen seien verunsichert, ob die 
beschlossenen Corona-Maßnahmen angemessen seien und welche langfristigen Folgen sie haben 
könnten. 

Der Antrag wurde ebenso wie ein Änderungsantrag der Fraktion Bündnis90/Grüne abgelehnt. 

#Pandemie und Kultur 

Kunst und Kultur sind mehr als Unterhaltung 

Die Kulturlandschaft in ihrer Gesamtheit und insbesondere die Freie Kunst- und Kulturszene hat in 
den letzten zwei Jahren mit erheblichen Einschränkungen umgehen müssen. Der Ausfall von 
kulturellen Veranstaltungen aller Art brachte und bringt die Kulturschaffenden in existentielle 
Notlagen. Darüber hinaus ist in den vergangenen zwei Jahren nicht nur für die nachwachsende 
Generation ein kulturelles Vakuum in der eigenen Biografie entstanden, dessen gesellschaftlicher 
Schaden aktuell noch nicht in Gänze sichtbar ist. Das entstandene Defizit muss mit verstärktem 
Engagement des Landes aufgeholt werden. In einem öffentlichen Apell des Kulturministers im 
Januar bittet der Minister die Kunst- und Kulturschaffenden, sich im Hinblick auf die anstehenden 
Haushaltsverhandlungen für die eigenen Belange einzusetzen und kulturpolitisch aktiv zu werden. 
Auch aus Sicht der antragstellenden Fraktion braucht es ein Gremium aus Kunst- und 
Kulturschaffenden, das sich in die kommenden Haushaltsverhandlungen und in die 
gesellschaftlichen Debatten einbringen kann, die vor uns liegen. Dem kulturpolitischen Sprecher 
Stefan Gebhardt zufolge müsse der Fokus auf denjenigen liegen, die gar keine Absicherung hatten, 
die auf Almosen angewiesen waren, die eventuell ihren freien Theaterberuf kurzzeitig an den Nagel 
gehängt haben. Diejenigen müssten wir motivieren, wieder künstlerisch für uns im Land tätig zu sein, 
weil wir den kulturellen Reichtum, den wir seit Jahren in Sachsen-Anhalt hatten, nicht missen wollen. 
Des Weiteren gehe es um die Sicherung von Kunst und Kultur als Teil der Bildung junger Menschen. 
Theaterbesuche, Musikschulen aber auch die Chorlandschaft generell bedürfen massiver 
finanzieller Unterstützung des Landes. 
 
Der Antrag wurde in den Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten, Medien sowie Kultur 
überwiesen. 
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+ + kurz berichtet + + kurz berichtet + + kurz berichtet +  

Wahl eines Vizepräsidenten des Landtages 

Nach mehreren erfolglosen Versuchen stellte die AfD-Fraktion erneute einen Antrag auf Wahl eines 
ihrer Abgeordneten zum Vizepräsidenten des Landtags von Sachsen-Anhalt. Dieser fand im 
Parlament nicht die erforderliche Unterstützung. Damit bleibt das Präsidium des Landtages 
unverändert mit dem Präsidenten und zwei Vizepräsidenten besetzt. 

Erstellt von Kerstin Eisenreich (MdL), 7. Februar 2022 

Mehr und Ausführlicheres über Inhalte und Debatten der Landtagssitzungen im Januar 2022 ist auf 
den Internetseiten der Landtagsfraktion zu finden: www.dielinke-fraktion-lsa.de. 

Auch auf Facebook, Twitter und Instagram können die Debatten verfolgt werden. 

http://www.dielinke-fraktion-lsa.de/

